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Die Datensammler WHO und RKI:  
Unter dem Dach der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) arbeiten 
zahlreiche Wissenschaftler der 
„Global Burden of Disease“-Grup-
pe an einer Standardisierung von 
Gesundheits- bzw. Krankheitsin-
dikatoren. Für die aktuelle Ana-
lyse werteten sie 35.620 epidemio-
logische Quellen aus 188 Ländern 
aus – eine beeindruckende Leis-
tung, die nicht zuletzt durch eine 
Förderung der Bill und Melinda 
Gates-Stiftung ermöglicht wurde. 
Im Fokus standen neben Grund-
daten zu Krankheitszahlen Anga-
ben zur Kennzahl „Lebensjahre 
mit gesundheitlicher Beeinträch-
tigung“ (Years of Life lived with 
disability: YLD). Es geht daher 
weniger um solche Erkrankun-
gen, die zu einer starken Redukti-
on der Lebenserwartung führen, 
sondern um solche, die nicht di-
rekt zum Tod führen.

Das 500-seitige Werk „Gesund-
heit in Deutschland“ des Robert 
Koch-Instituts versteht sich als 
nationales „Public-Health“-Mo-
nitoring und verfolgt daher ei-
nen breiteren Ansatz. Die Auto-
ren referieren Krankheitsdaten 
aus vielerlei Quellen und fassen 
Erkenntnisse zu Risikofaktoren 
zusammen. Weitere Kapitel ge-
hen auf Prävention, Versorgungs-

Globale und nationale Gesundheitsdaten: 
die aktuellen Trends
Bevölkerungsbezogene Daten zu Krankheit und Gesundheit sind zahlreicher vorhanden und 
besser zugänglich als je zuvor. Entsprechend gut aufbereitet können diese Daten wertvolle Im-
pulse für die Gesundheitspolitik auf globaler, nationaler und regionaler Ebene liefern. Ende 2015 
erschienen zwei umfangreiche Publikationen, die diesen Anspruch, Impulsgeber für die Politik 
zu sein, offensiv vertreten: Eine systematische Übersichtsarbeit der „Global Burden of Disease“-
Gruppe in der Zeitschrift „The Lancet“ und der Bericht des Robert-Koch-Instituts „Gesundheit in 
Deutschland“.

Wie ist es um die Gesundheit der Bevölkerung bestellt – weltweit und in 
Deutschland?

Letztlich sind es aber die 
Akteure vor Ort – nicht 
selten mit dem Gesund-
heitsamt als Initiator oder 
in moderierender Funktion 
– welche die hehren Ge-
sundheitsziele in konkrete 
Maßnahmen übersetzen.

Das lokale Handeln scheint 
im RKI-Bericht merkwürdig 
unterbelichtet zu sein. Mög-
licherweise liegt es an der 
unzureichenden Literatur-
lage bzw. am mangelnden 
Interesse der Wissenschaft.

Lebensjahre mit gesundheitlicher Beeinträchtigung: 
Was sind die Ursachen?
Top 5 in Deutschland

1 Rückenschmerz

2 Schwerhörigkeit 

3 Nackenschmerz

4 Stürze

5 Diabetes
Quelle: Gesundheit in Deutschland (2015)

Top 5 global

1 Rückenschmerz

2 Depression

3 Eisenmangel-Anämie

4 Nackenschmerz

5 Schwerhörigkeit
Quelle: Global Burden of Disease Study (1990-2013)

strukturen, Gesundheitsausgaben 
sowie auf die Querschnittsthemen 
ältere Menschen und demografi-
scher Wandel ein.

Globale Trends: Die in der „Global 
Burden of Disease“-Studie ver-
wendete YLD-Kennzahl ist eine  
politische Größe: Sie weist auf 
Entwicklungen bzw. die Verlage-
rung von Erkrankungshäufigkei-
ten hin, die möglicherweise im 
Zusammenhang mit Präventions- 
oder Behandlungsmaßnahmen 
in den einzelnen Ländern stehen 
können. Die „Lebensjahre mit 
gesundheitlicher Beeinträchti-
gung“ werden berechnet, indem 
die Summe der Prävalenz mit 
der Bedeutung der Schwere des 
Gesundheitsverlustes in der Be-
völkerung multipliziert wird. Das 
Ergebnis enthält also immer eine 
normative Komponente. Sie soll 
nach dem Willen der Autoren  für 
gesundheitspolitische Entschei-

dungen sowie für Finanzierungs-
entscheidungen im Gesundheits-
wesen genutzt werden.

Während die Lebenserwartung 
steigt, hat auch die Anzahl der 
Jahre, in welchen die Menschen 
mit einer Behinderung bzw. Er-
krankung leben, in den meisten 
der 188 Länder zugenommen. 
In den Industrienationen Euro-
pas und Nordamerikas sowie 
in Australien ist der Anteil der 
YLD besonders hoch. Psychische 
Erkrankungen, insbesondere De-
pression, verursachen dort eine 
hohe Anzahl von YLD, auch in 
Deutschland. Die Autoren weisen 
darauf hin, dass die Belastung 
gerade bei diesen Erkrankungen 
durch Behandlungsmaßnahmen 
deutlich gesenkt werden kann.

In den anderen Kontinenten 
und (sub-) tropischen Regionen 
spielen Infektionen eine größere 
Rolle. Eine erfreuliche Nachricht: 
Verletzungen sind global rückläu-
fig. Beachtlich ist der Rückgang 
von verkehrsbedingten YLD um 
30 Prozent seit 1990 im Durch-
schnitt der 188 Länder. Insgesamt 
hatten jedoch nur 4,3 Prozent der 
Bevölkerung keine Einschrän-
kung im Jahr 2013.

Die Datengrundlage eignet sich 
noch lange nicht perfekt für eine 
globale Gesundheitsberichter-
stattung. Aber je mehr Daten vor-
handen sind und je besser die Er-
fassung ist, umso besser werden 
Vergleichbarkeit und Validität der 
Informationen. So ist die Basis der 
Studie im Vergleich zu 2010 um 
Daten aus Krankheitsregistern, 
Surveys sowie Routinedaten aus 
der Versorgung gewachsen. Hin-
zu kommt eine ständige Erwei-
terung der Computer-Kapazität, 
die konsistente Schätzungen mit 
aufwändigen Rechenmodellen er-
möglicht.

Nationale Trends: In Übereinstim-
mung mit der Global Burden of 
Disease-Studie zeigt der Trend in 
Deutschland einen leichten, aber 
stetigen Anstieg der Lebenserwar-
tung. Typisch für Industrieländer 
sind die Haupt-Todesursachen: 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
sind für fast 40 Prozent der Todes-
fälle verantwortlich (obwohl der 
Anteil an der Gesamtsterblichkeit 
langfristig zurückgegangen ist). 
Krebserkrankungen stehen mit 
25 Prozent an zweiter Stelle in der 
Todesursachenstatistik. Für beide 
Diagnosen gibt es positive Trends 

zu vermelden: Die Neuerkran-
kungsraten von Herzinfarkt und 
Schlaganfall sind in den letzten 
zwanzig Jahren gesunken, ver-
mutlich durch bessere Präventi-
on, Therapiemöglichkeiten und 
Versorgung. Beim Krebs steigen 
zwar die Neuerkrankungen, aber 
in einigen Krebsarten gingen die 
Sterblichkeitsraten zurück.

Sorge bereitet dagegen die Aus-
breitung der „Volkskrankheit“ 
Diabetes. Diese Diagnose soll 
nach dem Willen des Gesund-
heitsministers wegen der volks-
wirtschaftlichen Bedeutung der 
Krankheitskosten unter verstärk-
ter Beobachtung des RKI gestellt 

werden: Das Berliner Institut hat 
den Auftrag bekommen, eine „na-
tionale Diabetes-Surveillance“ zu 
installieren. 

Im Kapitel Risikofaktoren legt 
der Gesundheitsbericht beson-
deres Augenmerk auf den Zu-
sammenhang zwischen sozialer 
Lage und Gesundheit. Wenn in 
den vorherigen Kapiteln berich-
tet wird, dass sich viele Gesund-
heitsindikatoren verbessert ha-
ben, heißt das noch lange nicht, 
dass dies für alle Bevölkerungs-
schichten gilt. Der durch den so-
zioökonomischen Status bedingte 
Unterschied in der mittleren Le-
benserwartung beträgt bei Frauen 
8,4 und bei Männern 10,8 Jahre.

Interessant ist auch der Ver-
gleich der Risikofaktoren auf 
europäischer Ebene: Während 
Deutschland beim Rauchen leicht 
unter dem EU-Durchschnitt liegt, 
schneiden die Deutschen beim 
Alkoholkonsum und beim Über-
gewicht schlechter ab als Europas 
Durchschnitt.
Lokales Handeln: Die wichtigste 
Frage nach der Lektüre der um-
fangreichen Studien ist: Was folgt 
aus den Daten? Trotz teilweise 
unzureichender Datenlage oder 
eingeschränkter Vergleichbarkeit 
(insbesondere bei internationalen 
Rankings) kommen keine grund-
sätzlichen Zweifel an den oben 
beschriebenen großen Trends auf.

Die Autoren des RKI-Berichts 
fügten jedem Kapitel einige Sät-
ze zu „Handlungsfeldern und 
Herausforderungen“ an. Darin 
referieren sie diverse WHO- und 
UN-Strategien gegen nicht über-

Fortsetzung auf Seite 2
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213.200
Asylsuchende beantragten im 
zweiten Quartal 2015 (April bis 
Juni) erstmals Schutz in der EU

80.935
und damit die meisten (38 Pro-
zent der Gesamtzahl) taten dies 
in Deutschland.

Quelle: eurostat, Pressemitteilung 163/2015, 
18.09.2015

Asyl in der EU

„Wer geht denn schon in den ÖGD?“
Wir stellen Ärztinnen und Ärzte aus dem aktuellen Weiterbildungskurs 
vor, die diesen Schritt getan haben. Zum Beispiel:

Im ÖGD... 
seit April 2015, beim Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), 
Rheinland-Pfalz, im Bereich Infektionsschutz. 

Vorher tätig...
als Chirurg in der Transplantationschirurgie.

Zum ÖGD gewechselt, weil... 
zu hohe „Dienst- und Arbeitsbelastung“, Enttäuschung und Ernüchterung im 
Klinikalltag, zu wenig Zeit für Familie, Freunde und eigene Interessen.

Zweifel gehabt, ob... 
die Arbeit auf dem Amt das „Richtige“ für mich ist. 

Kollegen, Familie, Freunde meinten... 
ich wäre nach kürzester Zeit unzufrieden und unterfordert.

Ungewohnt waren... 
die Wochenenden ohne Dienste. 

Weiß zu schätzen, dass ...
man geregelte und fl exible Arbeitszeiten hat. Erlebe neue Wertschätzung und 
eine ungewohnte Work-Life-Balance!

Interessant ist...
der vollkommen andere Blickwinkel, spannende Fragestellungen zu Infekti-
onsschutz, rechtlichen Aspekten und völlig neue Gesichtspunkte.

Rückblickend...
habe ich meine Entscheidung nicht eine Sekunde bereut. Ein ganz neues Le-
bensgefühl mit zurückgewonnenen Freiheiten. 

Daniel Foltys (Dr. med)

Alter: 38 Jahre
Familienstand: verheiratet, 2 Kinder
Interessen: Familie und Sport (Laufen, 
Kanu fahren, Fitness)
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Unter dem Motto „Öff entliche 
Gesundheit im Spiegel der Zeit“ 
fi ndet vom 28. bis 30. April der 
66. Wissenschaftliche Kongress 
des Öff entlichen Gesundheits-
dienstes statt. Treff punkt ist in 
diesem Jahr Reutlingen in Ba-
den-Württemberg. Als Themen 
der Plenarveranstaltungen sind 
gesetzt:

Stabwechsel an der Akademie: 
Am 1. Februar 2016 hat Frank 
Döblitz  den  Bereich Lebensmit-
telsicherheit/Lebensmittelüber-
wachung von seinem Vorgänger 
Holger Kretschmar übernommen. 
Dieser verabschiedete sich Ende 
2015 nach mehr als 36 Jahren bei 
der Akademie in den Ruhestand. 
Frank Döblitz , 45 Jahre alt, ist 
gelernter Koch und kommt aus 
Hamburg. Er hat viel im Ausland 
gearbeitet: jeweils ein Jahr in In-
dien, Frankreich, Japan und im 
Königreich Tonga im Südpazi-
fi k. Die langjährigen berufl ichen 
Erfahrungen im In- und Aus-
land mündeten 2000 in eine Kü-
chenmeisterausbildung. Ein Jahr 
später wechselte er dann in die 
Lebensmitt elkontrolle, durchlief 
die Ausbildung zum Lebensmit-
telkontrolleur und wurde selbst 
Ausbilder für diesen Beruf im 
Verbraucherschutz amt Hamburg-

Neuer Ausbildungsleiter

Nord. Nach 12 Jahren in der Le-
bensmitt elkontrolle kam über-
raschend, wie er berichtet, das 
Angebot der Beiersdorf AG in 
Hamburg, als Qualitätsmanager 
im Beiersdorf Catering tätig zu 
werden. Er nahm es an. Von Bei-
ersdorf, wo er zuletz t der Küchen-
direktion angehörte, wechselte er 
nun zur Akademie in Düsseldorf. 
Warum? Was macht diese Stel-
le für ihn interessant? Vor allem 
die Unterrichtstätigkeit, meint 
er, der Umgang mit jüngeren 
Menschen aus unterschiedlichen 
Bundesländern, die man für die 
verantwortungsvolle Aufgabe der 
Lebensmitt elüberwachung auch 
theoretisch fi t machen müsse. 
Eine entsprechende Ausbildung 
für Berufsanfänger zu konzipie-
ren sowie Fortbildungen anzu-
bieten, die den Wissensstand ak-
tuell halten – das sei eine kreative 
Tätigkeit, die ihm Spaß mache. 
Vorrangig sei dabei sicherlich die 
Vermitt lung der relevanten (EU-)
Rechtsvorschriften. Frank Döblitz  
hat sich während seiner langjähri-
gen Berufstätigkeit kontinuierlich 
fortgebildet. Bereits seit 16 Jahren 
ist er für die Akademie immer 
wieder als Dozent im Einsatz  ge-
wesen. Was bisher Nebentätigkeit 
war, wird nun seine Hauptbe-
schäftigung. Wir wünschen ihm 
einen guten Start und viel Erfolg!
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Polio - aktueller Kenntnisstand

Umsetzung der novellierten TrinkwV

Hepatitis E - aktueller Kenntnisstand

MRE-Prävention u.a. bei Flüchtlingen

infektionshygienische Überwachung Altenheime;
Rettungsdienst

Reinigung und Desinfektion von Massen- und
Notunterkünften

Ländervergleich des Entwicklungs-Screenings bei
Schuleingangsuntersuchungen

gesundheitliche Versorgung von Asylbewerbern -
Organisation in den Ländern

STD-Prävention u.a. bei Flüchtlingen

Präventionsgesetz und Möglichkeiten für den ÖGD

Datenreihen1Anzahl der für jedes Thema abgegebenen Stimmen 

Teilnehmerbefragung zu den Themenwünschen für die ÖGD-Webinare 2016 
( n = 97; die Teilnehmenden konnten jeweils bis zu 5 Stimmen abgeben ) 

Webinare 2016
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Auch 2016 bietet die Akademie mit Unterstütz ung des Robert-Koch-
Instituts wieder Webinare an. Weiterhin ist der erste Mitt woch in je-
dem geraden Monat „Webi-Day“. Das erste Webinar in diesem Jahr 
fand am 3. Februar zum Thema „Präventionsgesetz  und Möglichkeiten 
für den ÖGD“ statt .  Das nächste Webinar „STD-Prävention u. a. bei 
Flüchtlingen“ ist am 6. April vorgesehen. Wie die Grafi k zeigt, stan-
den diese beiden Themen auf der Wunschliste der Teilnehmer ganz 
obenan. Die anderen Themen werden der Reihenfolge nach zum Zuge 
kommen, wobei, natürlich, aufgrund aktueller Ereignisse kurzfristige 
Änderungen möglich sind. Derzeit wird zudem an einer technischen 
„Aufrüstung“ gearbeitet, um noch mehr Interessierten die Teilnahme 
zu ermöglichen: entweder als aktive Teilnehmer oder als Zuhörer. Wir 
werden Sie informieren!
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tragbare Krankheiten, für aktives 
Altern, gegen gesundheitliche Un-
gleichheit usw. Auch den nationa-
len Gesundheitszielen ist ein eige-
nes Kapitel gewidmet – aber dann 
ist auch schon Schluss. Das lokale 
Handeln scheint im RKI-Bericht 
merkwürdig unterbelichtet zu 
sein. Möglicherweise liegt es an 
der unzureichenden Literaturla-
ge bzw. am mangelnden Interesse 
der Wissenschaft. Auf der halben 
Seite, die den Gesundheitszielen 
in den Kommunen gewidmet ist, 
bedauern die Autoren: „Eine Ge-
samtschau der Aktivitäten der 
Kommunen liegt leider nicht vor.“

Letz tlich sind es aber die Akteu-
re vor Ort – nicht selten mit dem 

Gesundheitsamt als Initiator oder 
in moderierender Funktion – wel-
che die hehren Gesundheitsziele 
in konkrete Maßnahmen über-
setz en. Epidemiologische Daten 
liefern wertvolles Hintergrund-
wissen. Auf kommunaler Ebene 
müssen sie jedoch noch durch 
regionale Informationen ergänzt 
werden, um die richtigen gesund-
heitspolitischen Entscheidungen 
treff en zu können.

Miguel Tamayo

Quellen
Global Burden of Disease Study 2013 Collabora-
tors (2015): Global, regional, and national inci-
dence, prevalence, and years lived with disability 
for 301 acute and chronic diseases and injuries 
in 188 countries, 1990–2013. In: The Lancet, 386 
(10010): 2287-323.
Robert Koch-Institut (Hg.) (2015): Gesundheit in 
Deutschland. Berlin.
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Bitte vormerken!

ÖGD-Kongress 
in Reutlingen

• Neue und bekannte Aufgaben 
des Öff entlichen Gesundheits-
dienstes in der Kommune, auf 
Bundesebene und Internatio-
nal

• Erste Ergebnisse des mit Mit-
teln des Bundesministeriums 
für Gesundheit geförderten 
Projekts „Der ÖGD in der Zeit 
des Nationalsozialismus“

• Die Flüchtlingsproblematik 
und die Rolle des Öff entlichen 
Gesundheitsdienstes unter 
dem Aspekt der Bekämpfung 
impfpräventabler Erkrankun-
gen sowie des Infektionsschut-
zes.

Wie in jedem Jahr werden die 
Plenarveranstaltungen durch 
das inhaltlich weit gefächerte 
Programm der einzelnen Fach-
ausschüsse ergänzt. Mehr hier-
zu und zu den Anmeldeforma-
litäten unter: www.bvoegd.de

Stadthalle Reutlingen © Stadthalle Reutlingen
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Klaus Burkholz, 
Dipl.-Sozialarbeiter, ist seit 

1979 am Jugendamt der Stadt 
Dortmund tätig. 2013 wurde 

er zum Amtsleiter bestellt.

Herr Burkholz, wie viele unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge hat Dort-
mund im Laufe des Jahres 2015 auf-
genommen? Gibt es genaue Zahlen?
Das Jugendamt der Stadt Dort-
mund hat im Januar 2015 insge-
samt 315 unbegleitete jugendliche 
Flüchtlinge betreut. Bis Juni 2015 
ist der Zustrom der Flüchtlin-
ge kontinuierlich, aber ziemlich 
linear auf 518 Jugendliche an-
gestiegen. Die Entwicklung der 
Sommermonate bis Oktober hat 
dann einen dramatischen Verlauf 
genommen. Zum Stichtag 1. No-
vember 2015 haben wir in Dort-
mund 1.128 Jugendliche in Obhut 

Am 1. November 2015 trat das „Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher“ in Kraft. Dieses neue Gesetz wird – so die 
Erwartung der für die Jugendhilfe Verantwortlichen in Dortmund – die Situation auch in ihrer 
Stadt hoffentlich etwas entspannen. Dortmund ist Standort einer großen Erstaufnahmeeinrich-
tung des Landes und einer der Zuwanderungsschwerpunkte innerhalb von NRW. Unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge, die in Dortmund ankommen, werden vom Jugendamt in „Obhut ge-
nommen“. So schreibt es das Sozialgesetzbuch VIII vor. Die Verpflichtung zur (vorläufigen) In-
obhutnahme besteht für das erstaufnehmende Jugendamt auch weiterhin, allerdings ist nach 
dem neuen Gesetz jetzt die Möglichkeit einer Weiterverteilung auf andere Kommunen im sel-
ben Bundesland oder in andere Bundesländer gegeben. Diese Regelung lässt Jugendamtsleiter 
Klaus Burkholz hoffen, Hilfemaßnahmen zukünftig besser planen und organisieren zu können. 
Auf circa 400 Kinder und Jugendliche, wie der Landeszuweisungsschlüssel vorsieht, kann die 
Stadt sich vorbereiten. Aber die Zahlen, die sich 2015 abzeichneten, waren ganz andere.

Zum Stichtag 1. November 
2015 haben wir in Dort-
mund 1.128 Jugendliche 
in Obhut genommen und 
durch die Träger der freien 
Jugendhilfe betreuen lassen.

…an diese Inobhutnahmen 
waren 3.434 Alterseinschät-
zungen geknüpft.

Über 30 Nationalitäten wer-
den insgesamt betreut. 

Mit dem hohen Zustrom 
von unbegleiteten Jugend-
lichen ab Sommer 2015 
mussten Notunterkünfte 
eingerichtet werden, um 
eine drohende Obdachlosig-
keit zu verhindern.

…es wird länger dauern, 
bis in Dortmund der Status 
von Normalität wieder 
erreicht wird.

Eine erfolgreiche Integration 
kann nur durch den Schul-
terschluss aller beteiligten 
Länder und Kommunen 
gelingen.

genommen und durch die Träger 
der freien Jugendhilfe betreuen 
lassen. Von diesen Jugendlichen 
kam der Großteil aus Syrien, 
weitere Jugendliche mit einigem 
Abstand aus Albanien und Af-
ghanistan. Über 30 Nationalitäten 
werden insgesamt betreut. Circa 
40 Prozent der Jugendlichen sind 
im Alter von 17 Jahren, ein Groß-
teil der weiteren Jugendlichen ist 
zwischen 13 und 16 Jahren alt. 
Bis zum 1.11.2015 waren an diese 
Inobhutnahmen 3.434 Altersein-
schätzungen geknüpft.

Was passiert mit diesen Kinder und 
Jugendlichen nach der Ankunft? Für 
sie gilt ja nicht nur das Aufenthalts- 
und Asylrecht sondern auch das Kin-
der- und Jugendhilferecht. Was heißt 
das konkret?
Kinder und Jugendliche werden 
in der Erstaufnahmeeinrichtung 
des Landes NRW in Dortmund 
Hacheney registriert und erstver-
sorgt. Zweier-Teams von Sozial-
arbeitern und zusätzlichen Dol-
metschern stellen den Kontakt her 
und nehmen je nach Notwendig-
keit eine erste Alterseinschätzung 
vor. Nach der Alterseinschätzung 
werden die Jugendlichen in Ob-
hut genommen oder verbleiben 
als Volljährige in der Erstaufnah-
meeinrichtung. Jugendliche, die 
wir in Obhut nehmen, werden in 
enger Abstimmung mit den Trä-
gern versorgt. Bis zum Sommer 
2015 konnten hierzu überwie-
gend Regelplätze der stationären 
Jugendhilfe genutzt werden. Mit 
dem hohen Zustrom von unbe-
gleiteten Jugendlichen ab Sommer 
2015 mussten Notunterkünfte 

eingerichtet werden, um eine dro-
hende Obdachlosigkeit zu verhin-
dern. Seit dem 1. November 2015 
werden die Jugendlichen vorläu-
fig in Obhut genommen und nach 
einem landesweiten Verteilfah-
ren durch die Landesverteilstelle 
Köln des LVR an andere Kommu-
nen in NRW weitergeleitet.

Kinder und Jugendliche genießen 
einen hohen individuellen Schutz. 
Deshalb ist es für die Jugendhilfe 
insbesondere wichtig, während 
der Betreuung Bildungs- und In-
tegrationsangebote zu machen, 
die den Jugendlichen eine schnel-
le und gelingende Integration in 
die deutsche Gesellschaft ermög-
lichen. Dies tun wir in Dortmund 
in enger Kooperation mit dem 
Fachbereich Schule, der wieder-
um dafür Sorge trägt, Schulplätze 
zur Verfügung zu stellen. Durch 
die Zusammenarbeit von Schule, 
Jugendhilfe, freien Trägern und 
dem bürgerschaftlichen Engage-
ment entwickeln und setzen wir 
Maßnahmen um, die in der Ta-
gesstruktur für die jugendlichen 
Flüchtlinge die Integration för-
dern sollen.

Was hat sich als besonders schwierig 
herausgestellt? 
Mit dem hohen Zustrom von 
Flüchtlingen ab Sommer 2015 ist 
die Erstversorgung bedeutend 
schwieriger geworden. Auch in 
einer Großstadt wie Dortmund 
ist es schwierig, ausreichend Un-
terbringungsplätze zu finden, die 
den Standards der Jugendhilfe 
entsprechen. Daher musste ein 
Teil der Jugendlichen in Unter-
künften einquartiert werden, die 
entweder sukzessiv den Stan-

dards der Jugendhilfe angepasst 
oder auch wieder aufgegeben 
werden. Plätze in Notunterkünf-
ten, die den Kriterien von sau-
berer Unterbringung, guter Ver-
pflegung und sicherer Betreuung 
entsprechen, müssen kurzfristig 
in reguläre Plätze der Jugendhilfe 
umgewandelt werden.

Wie lange braucht es bzw. wird es 
brauchen, um Strukturen und Abläu-
fe aufzubauen, die eine angemessene 
Betreuung und Versorgung sicher-
stellen?

Dortmund bereitet sich darauf 
vor, entsprechend des Landeszu-
weisungsschlüssels, für circa 400 
Jugendliche eine Unterbringung, 
Versorgung und Bildung zu etab-
lieren. Die zum Stichtag 1.11.2015 
in Dortmund in Obhut genom-
menen 1.128 Jugendliche werden 
aber erst sukzessive durch Hin-
einwachsen in den Erwachsenen-
status aus der Jugendhilfe entlas-
sen. Da mit der Zuwanderung ab 
Sommer 2015 eine große Anzahl 
an jüngeren Jugendlichen im Al-
ter von 14 und 15 Jahren nach 
Dortmund geflüchtet ist, wird es 
länger dauern, bis in Dortmund 
der Status von Normalität wieder 
erreicht wird. Wir werden aber 
nicht warten, bis sich die Situati-

on durch das zunehmende Alter 
der Flüchtlinge normalisiert hat, 
sondern gemeinsam mit allen 
betroffenen Institutionen den 
zur Zeit deutlichen Mangel an 
angemessenen Bildungs- und Be-
treuungsstandards abbauen. Eine 
exakte Zeitbestimmung ist nicht 
möglich.

Wie gestaltet sich die Zusammenar-
beit mit dem Gesundheitsamt?

Das Gesundheitsamt ist in Dort-
mund im Rahmen der Krisenstä-
be zur Flüchtlingsproblematik 
eingebunden und unterstützt hilf-
reich die Bewältigung der Krise. 
Wir nutzen und schätzen die Zu-
sammenarbeit mit dem gesamten 
Gesundheitssystem, insbesondere 
bei der Feststellung psychischer 

Belastungen und Störungen bei 
jugendlichen Flüchtlingen. Bei 
Feststellungen manifester Stö-
rungen kann somit eine adäquate 
Versorgung eingeleitet werden, 
die den Jugendlichen langfristig 
ein Leben in der Gemeinschaft er-
möglicht.

Welche Erwartungen verbinden Sie 
mit dem neuen „Gesetz zur Verbesse-
rung der Unterbringung, Versorgung 
und Betreuung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher“?
Wir begrüßen ausdrücklich den 
Umstand, dass das Gesetz zum 
1.11.2015 in Kraft getreten ist 
und Dortmund mit einigen an-
deren Jugendämtern nicht mehr 
die Hauptlast der Zuwanderung 
zu tragen hat. Damit verknüpfen 
wir die Hoffnung, dass nach den 
anfänglichen Startschwierigkei-
ten eine zügige Umverteilung der 
Jugendlichen durch die Landes-
verteilstelle in alle Jugendamts-
bezirke dieser Republik vollzogen 

werden kann. Eine erfolgreiche 
Integration kann nur durch den 
Schulterschluss aller beteiligten 
Länder und Kommunen gelingen.

Und noch eine letzte Frage zur Al-
terseinschätzung – ein hochstrittiges 
Thema. Welche Position vertreten Sie 
hier?
Um dieser Situation, die gesell-
schaftlich kontrovers betrachtet 
wird, aus der Position der Jugend-
hilfe gerecht zu werden, setzen 
wir vor Ort zwei erfahrene Sozi-
alarbeiter mit einem Dolmetscher 
gemeinsam zur Klärung der Situ-
ation ein. Die Alterseinschätzung 
wird mit Hilfe eines strukturier-
ten Leitfadens durchgeführt, in 
schwierigen Einzelfällen wird 

eine gutachterliche Beurteilung 
eingeholt. Eine Alterseinschät-
zung ist besonders in den Fällen 
notwendig und gerechtfertigt, in 
denen Altersangaben gemacht 
werden, die offenkundig nicht der 
Realität entsprechen. Das Zusam-
menleben von weit über 20 Jahre 
alten Flüchtlingen mit Jugendli-
chen führt definitiv zu Verwer-
fungen in der Alltagsituation. 
Für Jugendliche ist es notwendig 
und sinnvoll, in altershomogenen 
Gruppen zusammenzuleben. 

Interview: Ellen Steinbach
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Die Vielfalt bei den neu zuwan-
dernden Kindern und Jugend-
lichen ist groß. Sie kommen aus 
ganz unterschiedlichen Her-
kunftsländern und auch die 
Gründe für die Migration sind 
so verschieden wie ihre bisherige 
Lebenssituation. Nach ihrer An-
kunft in Deutschland und in der 
Kommune sollen all diese Kinder 
gemeinsam mit den hier lebenden 
Kindern und Jugendlichen die 
Schule besuchen. Städte mit vie-
len neu zuwandernden Kindern 
bilden Auffang- bzw. Vorberei-
tungsklassen oder internationale 
Förderklassen. In anderen erfolgt 
die Beschulung in Regelklassen 
mit zusätzlicher Deutschförde-
rung in kleinen Fördergruppen 
für Deutsch als Zweitsprache 
(DaZ). So gibt es in der Städtere-
gion Aachen allein 68 internatio-
nale Förderklassen mit 17 bis 18 
Schülern. 

Klar zeichnet sich ab: Die Ent-
wicklung fordert nicht nur Ju-
gendhilfe, Schulsystem und die 
mit der Zuwanderung befassten 
Behörden heraus, sondern in be-
sonderer Weise auch die Kinder- 
und Jugendgesundheitsdienste im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst. 

In Deutschland ist die schul-
ärztliche Untersuchung aller 
„Schul neulinge“ als wichtiger 
Bestandteil der Schulgesund-
heitspflege anzusehen. Das Pro-
blem: Neu aus dem Ausland 

Die Zahl der neu zuwandernden Kinder und Jugendlichen wächst. 31,1 Prozent der Asyl-Erst-
anträge (d.h. 137 479) wurden 2015 von Kindern und Jugendlichen gestellt. 2013 entsprach 
dies noch der Gesamtzahl aller ausländischen Kinder und Jugendlichen, die nach Deutschland 
kamen. In den regionalen bzw. kommunalen Zuwanderungsschwerpunkten fällt der Anstieg 
noch deutlicher aus. Beispiel: Dortmund. 2014 verzeichnete Dortmund 1.072 seiteneinsteigende 
Kinder- und Jugendliche in den Schulen, ein Jahr später meldete das Schulamt bereits insge-
samt 2.816 neu zugereiste Kinder und Jugendliche beim Kinder- und Jugendgesundheitsdienst. 
Unbegleitete Minderjährige stehen dabei besonders im Fokus des öffentlichen Interesses. Die 
Anzahl der vorläufigen Inobhutnahmen von ausländischen Kindern und Jugendlichen nach un-
begleiteter Einreise stieg in Deutschland von unter 2.000 im Jahr 2009 auf über 11.600 in 2014 
- allerdings mit großen regionalen Unterschieden. So verteilten sich 2013 in NRW 90 Prozent der 
Inobhutnahmen auf sieben von 187 Jugendämtern (siehe auch Seite 3: Nachgefragt).

Rechtsgrundlage: In Hessen ist die 
Seiteneinsteigeruntersuchung 
seit dem 15.07.2015 eine Pflicht-
untersuchung, die durch die Ver-
ordnung über die „Zulassung 
und Ausgestaltung von Unter-
suchungen und Maßnahmen der 
Schulgesundheitspflege“ vom 
19.06.2015 geregelt wird. 
In Wiesbaden werden Seitenein-
steiger (SE)- und Erstaufnahme-
Untersuchung nach Asylgesetz  
§ 62 (3) kombiniert. Zu unter-
scheiden sind Seiteneinsteigerun-
tersuchungen ohne Erstuntersu-
chung (bei begleiteten Kindern 
und Jugendlichen von Zuwande-
rern, Kontingentflüchtlingen so-
wie bei bereits erstuntersuchten 
Asylbewerbern) von Seitenein-
steigeruntersuchungen mit Erst-
untersuchung (bei unbegleiteten 
minderjährigen Ausländerinnen 
und Ausländern und bei bisher 
nicht erstuntersuchten Asylbe-
werbern).

Zahlen: Insgesamt 560 Seiteinstei-
ger wurden im Jahr 2015 bis zum 
15. Dezember in Wiesbaden ge-
meldet, hiervon waren 188 unbe-
gleitete minderjährige Ausländer 
(Hauptherkunftsländer: Soma-
lia, Afghanistan und Syrien). Die 
meisten begleiteten Seiteneinstei-
genden stammten aus Syrien, dem 
Kosovo bzw. Albanien sowie aus 
Bulgarien, Rumänien und Polen.
 
Diagnosen: Bei 19,2 Prozent der 
untersuchten Kinder fanden sich 
Hinweise auf Sehstörungen. 59,5 
Prozent der unbegleiteten min-
derjährigen Ausländer wiesen 
erhebliche Narbenbildungen am 
Körper auf, 5,9 Prozent Skabies. 
Diagnosen, die bei den unbeglei-
teten Kindern und Jugendlichen 
ein- bzw. zweimal gestellt wur-
den, waren Hepatitis C, offene 
Lungentuberkulose, Thrombose 
sowie deutliche Funktionsein-
schränkungen der Hand nach 
Messerstichverletzung, die hand-

Beispiel Wiesbaden, Hessen

Warum „Seiteneinsteigeruntersuchungen“ 
wichtig sind

zuwandernde Minderjährige un-
terschiedlicher Altersstufen kom-
men nicht in einem bestimmten 
Einschulungsalter und auch nicht 
zu lange vorher feststehenden 
Terminen als Seiteneinsteigende 
in das Schulsystem. Gerade für sie 
wäre die Chance einer schulärzt-
lichen Untersuchung zu Beginn 
ihrer Schulzeit in Deutschland 
aber bedeutsam, denn nur wenn 
schulrelevante sozialpädiatrische 
Befunde und Förderbedarfe er-
kannt werden, kann auf dieser Ba-
sis eine Beratung von Eltern und 
Schule und die Einleitung schul-
ärztlicher Maßnahmen erfolgen. 

Die Untersuchung von Seiten-
einsteigenden ist deshalb teilwei-
se, beispielsweise in NRW und 
Hessen, als verpflichtend veran-
kert. Dem hohen Untersuchungs- 
und Beratungsbedarf wird dabei 
durchaus auch durch zusätzliche 
Stellen Rechnung getragen, so 
z. B. in Aachen mit je 2,2 Arzt -
und Assistenzstellen. In anderen 
Bundesländern gibt es keine ver-
pflichtenden Seiteneinsteigerun-
tersuchungen. Gleichwohl gelingt 
es auch dort manchen Kinder- 
und Jugendgesundheitsdiensten, 
dies als zusätzliches Angebot auf-
zubauen. 

Die Meldewege, auf denen die 
KJGDs über die Seiteneinsteigen-
den informiert werden, können  
auch innerhalb eines Bundeslan-
des wie NRW unterschiedlich 

sein, z.B. über die Schulen bzw. 
Schulämter, aber auch über Integ-
rationszentren oder vergleichbare 
Behörden. Individuelle schulärzt-
liche Untersuchungen werden 
ebenfalls, bei Bedarf, durch Schu-
len veranlasst. 

Ein wichtiger Aspekt für den 
KJGD: Die Untersuchungen der 
Seiteneinsteigenden sollten mit 
anderen Untersuchungsergebnis-
sen z.B. nach § 62 Asylgesetz oder 
§ 36 Absatz 4 Infektionsschutzge-
setz so abgestimmt werden, dass 
ggf. Ergebnisse genutzt werden 
oder noch nachzuholende Un-
tersuchungen und Impfungen 
durchgeführt oder veranlasst 
werden können. 

Der KJGD kann durch die Un-
tersuchung der Seiteneinsteigen-
den früh eine Lotsenfunktion im 
komplexen deutschen Gesund-
heits- und Hilfesystem überneh-
men, wobei – hinsichtlich der 
Möglichkeiten – der Versicher-
tenstatus eine entscheidende 
Rolle spielt. Bei nicht versicher-
ten Kindern ergibt sich die Frage 
der subsidiären Versorgung. Die 
Dokumentation der Seiteinstei-
geruntersuchungen bietet zudem 
eine Basis für die kommunale  Ge-
sundheitsberichterstattung und 
damit für die Ausrichtung der 
Strukturen für die gesundheitli-
che Versorgung zuwandernder 
Kinder- und Jugendlicher. 

Erika Sievers, 
Gabriele Trost Brinkhues

chirurgisch versorgt wurden. Se-
rologische HIV- und TPHA-Tes-
tungen waren alle negativ.
 
Ein Fallbeispiel: Der 15jährige, af-
ghanische Mehala* (*Name geän-
dert) ist einer der Jugendlichen, 
die, begleitet von einem Betreu-
er des Jugendamts und einem 
Sprachmittler, zur Untersuchung 
ins Gesundheitsamt kamen. Sein 
Schicksal steht beispielhaft für 
viele andere erschreckende Schil-
derungen gerade der unbegleite-
ten Flüchtlingskinder. Aus den 
Vorinformationen geht hervor, 
dass Mehala vor 15 Monaten mit 
seiner Mutter und jüngeren Ge-
schwistern zunächst in den Nor-
den Afghanistans, dann in den 
Iran geflohen ist, nachdem sein 
Vater vor seinen Augen ermor-
det wurde. Dort lebte die Familie 
fast ein Jahr lang. Als Mehala als 
Kämpfer rekrutiert werden sollte, 
floh er alleine in die Türkei, wo 
er einige Monate inhaftiert wur-
de, bis er über Griechenland und 
die westliche Balkanroute nach 
Deutschland fliehen konnte. Ein 
Kontakt zur Familie besteht aktu-
ell nicht. 
Zu Beginn der Anamneseer-
hebung hält Mehala gut Blick-
kontakt. Er berichtet, dass er in 
den letzten zwei Jahren keine 
Schule mehr besucht habe und 
fragt nach, wann er nun endlich 
Deutsch lernen dürfe. An kon-
kreten Beschwerden gibt er neben 
Zeichen eines Infektes der oberen 
Luftwege Schmerzen im Bereich 
der rechten Hand an. Er rauche 
ein bis zwei Päckchen Zigaretten 
am Tag. Auf die Frage nach dem 
Schlaf wird Mehala unruhig, be-
ginnt seine Hände zu kneten und 
schaut zu Boden: Er schlafe sechs 
Stunden mit Unterbrechungen: 
Neben den für ihn unerträglichen 
Gerüchen im Schlafsaal schrecke 
er durch Albträume auf. Er habe 
Angst vor Übergriffen durch 
Mitbewohner, die ihn aufgrund 
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KRYSCHI Wasserhygiene im „Hygiene-Inspektor*.
* Die Zeitschrift "Hygieneinspektor" erscheint zweimal im Jahr und enthält wichtige
Informationen aus dem Tätigkeitsbereich mit Praxisbeispielen, rechtlichen
Grundlagen und Fachinformationen zu: Trinkwasser, Badewasser, Infektionsschutz.

Weilerhöfe 15 • 41564 Kaarst • Tel.: 0 21 31-71 89 92-0 • Fax.: 0 21 31-71 89 92-8
(Technik) / Fax.: 0 21 31 -71 89 92 -9 (Vertrieb) • www.kryschi.de • info@kryschi.de

W A S S E R H Y G I E N E

DAS BESTE
KOMMT ZUM
SCHLUSS:

2016_01_17_anz_blickpunkt_neu_anz_2  17.01.16  11:29  Seite 1

Rechtsgrundlage: In Schleswig-Hol-
stein sind schulärztliche Untersu-
chungen von Seiteneinsteigenden 
zu Schulbeginn keine ausdrückli-
che Pflichtaufgabe des KJGD. Die 
Lehrkräfte machten jedoch auf 
mögliche gesundheitliche Beein-
trächtigungen bei den Schülern 
aufmerksam und dokumentier-
ten damit den Bedarf einer schul-
ärztlichen Untersuchung aller 
Kinder in den Sprachförderklas-
sen „Deutsch als Zweitsprache“ 
(DaZ). 

Zahlen: Ab Mai 2015 wurde eine 
solche Untersuchung ermöglicht, 

Frau Reinecke, welche Erwartun-
gen verbindet man in NRW mit den 
sogenannten Seiteneinsteigerun-
tersuchungen? 
Durch die schulärztlichen Unter-
suchungen kann festgestellt wer-
den, ob ein Kind einen besonderen 
Förder- oder Unterstützungsbe-
darf hat, um erfolgreich lernen 
zu können. Vor allem bei Kindern 
und Jugendlichen, die in schwie-
rigen Lebenszusammenhängen 
aufwachsen, die vielleicht bisher 
keinen Zugang zur gesundheitli-
chen Versorgung hatten oder in 
ihrem Herkunftsland überhaupt 
noch keine Schule besucht haben, 
kommt den schulärztlichen Emp-
fehlungen und Maßnahmen eine 
besondere Bedeutung zu.

Wie kann man die notwendige 
Qualität und Qualifikation zur 
Durchführung dieser Untersu-
chungen erreichen?
Mit dem „Bielefelder Modell“ 
steht in NRW ein etabliertes Sys-
tem zur Qualitätssicherung der 
schulärztlichen Untersuchungen 
zur Verfügung. Die besonderen 
Aspekte bei der Untersuchung 
von seiteneinsteigenden Kindern 
und Jugendlichen waren aber bis-
her noch nicht ausreichend defi-
niert. Deshalb ist die Idee für eine 
Handreichung „Schulpflicht und 
Einschulungsuntersuchungen von 
neu zuwandernden Kindern und 
Jugendlichen“ entstanden. Sie soll 
der fachlich-medizinischen, lan-
desweiten Harmonisierung die-
nen. Erarbeitet haben diese Hand-
reichung die Bezirkssprecherinnen 
und -sprecher der Kinder- und Ju-
gendmedizinischen Diensten zu-
sammen mit dem Landeszentrum 
Gesundheit NRW. Zur Begleitung 
des praktischen Einsatzes und zum 
fachlichen Austausch hat die Aka-
demie ein spezielles Fortbildungs-
angebot entwickelt. 
Wann sollten die Untersuchungen 
stattfinden?
Perspektivisch wäre es wünschens-
wert, wenn auch die schulärztli-
chen Untersuchungen von seiten-

NRW:  
Qualitätsstandards weiterentwickeln

Beispiel Kiel, Schleswig-Holstein

Beispiel Wiesbaden, Hessen
seiner Zugehörigkeit zu einer eth-
nischen Minderheit massiv  be-
drohen würden. Schon im Warte-
raum war die Distanzierung von 
den anderen wartenden Jugend-
lichen deutlich. Bei der körperli-
chen Untersuchung finden sich 
neben einem auffälligen Seh- und 
Hörtest viele narbige Veränderun-
gen, insbesondere im Bereich des 
rechten Handgelenkes, Kontrak-
turen und Bewegungseinschrän-
kung der rechten Hand, multiple 
kleine Narben im Gesicht und 
an den Armen, striemige Verän-
derungen am Rücken, eine groß-
flächige, im Abheilen befindliche 
Verbrennung am rechten äußeren 
Unterschenkel. Diese werden u.a. 
erklärt durch Messerstichverlet-
zungen, Verletzungen durch Gra-
natsplitter, Stacheldrahtzäune, 
Schläge vor bzw. auf der Flucht 
und durch massive Hitzeentwick-
lung während des extrem beeng-
ten Transports im Laderaum des 
Schlepperwagens.
Die Brisanz der aktuellen Wohn-
situation und die Notwendigkeit 
einer Intervention wurden erst 
in diesem Gespräch mit dem Dol-
metscher deutlich. Der Betreuer 
bemühte sich um eine Änderung 
der Unterbringungssituation. Me-
dizinisch wurden augenärztliche 
und HNO-ärztliche Untersuchun-
gen veranlasst, um die Voraus-
setzungen für eine erfolgreiche 
Beschulung zu gewährleisten. 
Darüber hinaus erfolgte die Wei-
terleitung  zur handchirurgischen 
Untersuchung mit der Fragestel-
lung, ob die Funktionsfähigkeit 
der Schreibhand wieder herge-
stellt werden kann. Aufgrund der 
Zeichen einer psychovegetativen 
Dysregulation wurde empfoh-
len, die psychische Entwicklung 
Mehalas besonders gut zu beob-
achten, um ggf. frühzeitig eine 
psychologische Mitbetreuung 
einzuleiten. 

Renate Lang,
Sabine Totsche

einsteigenden Kindern vor dem 
Schulstart erfolgen, dies kann aber 
bei dem aktuell hohen Aufkom-
men derzeit kaum sichergestellt 
werden. Die Untersuchungen 
sollten aber in jedem Fall zeitnah 
zum Schulbeginn nachgeholt 
werden. Eine Schulleitung darf 
aus Rechtsgründen einem noch 
nicht eingangsuntersuchten Kind 
die Aufnahme in die Schule nicht 
verweigern. So sind zum Beispiel 
Flüchtlingskinder oder Kinder und 
Jugendliche aus südosteuropäi-
schen EU-Mitgliedsstaaten auch 
ohne schulärztliche Untersuchung 
in einer Schule aufzunehmen. Das 
hat das Schulministerium in einem 
Erlass klargestellt.

Wie sieht es vor dem Hintergrund 
der begrenzten Ressourcen im 
ÖGD mit einer möglichen finanzi-
ellen Unterstützung aus?
Durch die aktuelle Flüchtlingszu-
wanderung, aber auch durch die 
EU-Binnenzuwanderung hat sich 
die Zahl der schulpflichtigen Kin-
der und Jugendlichen deutlich 
erhöht. Dies stellt auch die Ge-
sundheitsämter vor Herausforde-
rungen, denen sie sich mit großem 
Engagement stellen. Das Gesund-
heitsministerium unterstützt den 
ÖGD bei der Wahrnehmung dieser 
Aufgabe übergangsweise auch fi-
nanziell, damit die schulärztliche 
Untersuchung und Versorgung 
von schulpflichtigen, einwan-
dernden Kindern und Jugendli-
chen sowohl quantitativ als auch 
qualitativ gesichert werden kann. 
Die Kommunen können hierzu 
Fördermittel beantragen, die un-
ter anderem zur Anschaffung von 
notwendigen Materialien für die 
Untersuchung von Kindern ohne 
deutsche Sprachkenntnisse, zum 
Aufbau der erforderlichen Sprach-
mittlung oder auch anteilig für die 
Finanzierung von externem ärztli-
chen Personal eingesetzt werden 
können. Darüber hinaus finanziert 
das Ministerium das begleitende 
Fortbildungsangebot der Akade-
mie.

est

da eine Kinder- und Jugendärz-
tin mit muttersprachlichen tür-
kischen und kurdischen Sprach-
kenntnissen in Teilzeit zunächst 
für sechs Monate zusammen mit 
weiteren Mitarbeiterinnen einge-
setzt werden konnte. Von Mai bis 
September 2015 wurden 170 Kin-
der, überwiegend im Alter von 6 
bis 11 Jahren, untersucht. Sie ka-
men aus über 20 unterschiedli-
chen Herkunftsländern, vor allem 
aus Syrien, Bulgarien, angrenzen-
den osteuropäischen Staaten und 
Afrika. Die meisten syrischen  
Familien haben monate- oder jah-
relange Fluchtwege hinter sich. 

Inzwischen hat sich die Zahl der 
zu untersuchenden Kinder auf 
annähernd 500 erhöht. Mehrheit-
lich waren diese Kinder entweder 
über das Asylverfahren oder als 
EU Bürger bereits mit einer Kran-
kenversichertenkarte ausgestattet.
Die Vorbereitung der Untersu-
chungen – die von allen Fami-
lien erfreulicherweise gut an-
genommen wird – ist logistisch 
aufwändig. Neben Eltern und 
Schulen sind Hilfsorganisationen 
und Dolmetscher einzubeziehen. 
Auch der Untersuchungsablauf 
bindet mehr Kapazitäten als die 
standardisierten Schuleingangs-
untersuchungen vor Schulbeginn. 

Diagnosen: Bei der körperlichen 
Untersuchung zeigte sich das ge-
samte Spektrum pädiatrischer 
Erkrankungen: 8 Prozent der 
Kinder hatten ein zu geringes 
Körpergewicht, 25 Prozent waren 
übergewichtig oder adipös. Bei 
20 bis 25 Prozent wurden Auffäl-
ligkeiten im Bereich des Sehens 
oder des Hörens festgestellt und 
damit wichtige schulrelevante 
Befunde erhoben. Nur 10 Prozent 
der Kinder waren im Besitz eines 
Impfausweises. Fast alle Kinder 
im schulpflichtigen Alter dürften 
mindestens eine Auffrischungs-
impfung benötigen, ggf. auch eine 
vollständige Grundimmunisie-
rung gemäß den Empfehlungen 
der Ständigen Impfkommission.
Besonderer Handlungsbedarf 
zeichnete sich bei den Unter-
suchungen des Zahnärztlichen 
Dienstes ab. Bei 91 von 186 Kin-
dern (48,9 Prozent) wurde eine 
behandlungsbedürftige Karies 
diagnostiziert, 23,7 Prozent waren 
bereits behandelt worden, 51 hat-
ten ein kariesfreies naturgesun-
des Gebiss (27,4 Prozent). Dies und 
teilweise extreme Ausprägungen 
der Zahndefekte zeigen den drin-
genden Behandlungsbedarf.
Viele Kinder wurden Augenzeu-
gen von Gewalt und Zerstörung 
und leiden darunter, von Famili-
enangehörigen getrennt worden 
zu sein. Ihre Lebensrealität und 
–erfahrung unterscheidet sich da-
mit deutlich von der gleichaltriger 
Kinder in Deutschland.
 

Ein Fallbeispiel: Auf Bitte seiner 
Lehrerin wird ein 13½-jähriger 
syrischer Junge (L.) schulärztlich 
untersucht. Aufgefallen waren 
mehrere inzwischen verheilte 
große Narben an Armen und Bei-
nen, ein auffälliges Gangbild und 
eine eingeschränkte Mobilität im 
Sportunterricht. Mögliche knö-
cherne Verletzungen werden ver-
mutet. In Syrien wurde das Haus 
der Familie durch Bomben zer-
stört, der Junge durch Bomben-
splitter verletzt und vor Ort medi-
zinisch versorgt. 2014 flüchtete L. 
gemeinsam mit dem 24-jährigen 
Onkel nach Deutschland. Seit 6 
Monaten leben beide gemeinsam 
in einer Sammelunterkunft, der 
Junge besucht seither eine DaZ-
Klasse. Weitere Verletzungen  
oder andere Grunderkrankungen 
werden verneint.
Bei der körperlichen Untersu-
chung und der motorischen Tes-
tung fallen neben der Diagnose 
einer Adipositas die Ungeschick-
lichkeit des adipösen Jungen und 
das unkoordinierte Gangbild auf. 
Entdeckt wird eine ausgeprägte 
rechtskonvexe Skoliose mit deut-
lichem Rippenbuckel und Beu-
geeinschränkung nach vorn. Da 
sich L. in der Pubertät und damit 
im Wachstumsschub befindet, 
ist davon auszugehen, dass der 
Befund ohne Intervention noch 
deutlich zunehmen wird. Aus 
diesem Grund wird eine orthopä-
dische Untersuchung veranlasst, 
die die Diagnose bestätigt. L. er-
hält neben einer Physiotherapie 
regelmäßige fachärztliche Kont-
rolluntersuchungen, um ggf. eine 
Korsettbehandlung einleiten zu 
können.
Im Fall von L. wird die Vielschich-
tigkeit der Untersuchung von Sei-
teneinsteigenden deutlich: Neben 
der Adipositas wurde eine der 
Familie unbekannte ausgepräg-
te Skoliose festgestellt und die 
Therapie eingeleitet. Die Vermu-
tung , es gebe „nicht behandelte 
Knochenverletzungen“, konnte 
fachärztlich ausgeräumt werden. 
Gleichzeitig waren traumatisie-
rende Ereignisse und die beson-
dere Familiensituation des Jungen 
in den Blick zu nehmen. 

Angelika Hergeröder

In NRW sind schulärztliche Untersuchungen für „Seiteneinsteigende“ 
verpflichtend. Wie das nordrhein-westfälische Gesundheitsministerium 
den ÖGD bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe unterstützt, erläutert die 
zuständige Referatsleiterin, Heike Reinecke.



6 Blickpunkt öffentliche Gesundheit 1/2016

Blickpunkt Medien und Veröffentlichungen

Im Jahr 2015 hat die WHO den 
Weltgesundheitstag unter das 
Motto „Lebensmittelsicherheit“ 
gestellt. Nicht nur die Globalisie-
rung der Märkte und die wach-
sende Nachfrage nach weltweiten 
Nahrungsmitteln hat Einfluss auf 
die Sicherheit von Lebensmitteln, 
auch die Landwirtschaft und die 
Produktion, die Zulieferung, La-
gerung, Verarbeitung und der 
Handel tragen eine große Verant-
wortung dafür, dass von Lebens-
mitteln keine Gesundheitsgefähr-
dungen ausgehen.

Die amtliche Lebensmittelüber-
wachung der Länder wiederum 
leistet durch ihre Kontrollmaß-
nahmen einen wichtigen Beitrag 
zur Lebensmittelsicherheit und 
zum vorbeugenden Verbraucher-
schutz. Sie trägt entscheidend 
dazu bei, die Risiken, die von Le-
bensmitteln ausgehen können, zu 
minimieren. Lebensmittelkontrol-
leure überwachen neben anderen 
Schwerpunktaufgaben die Ein-
haltung der hygienischen Anfor-
derungen an das gewerbsmäßige 
Herstellen, Behandeln und Inver-
kehrbringen von Lebensmitteln. 
Dies erfolgt auf der Grundlage 
der europäischen Verordnungen 
und des nationalen Lebensmit-
tel- und Futtermittelgesetzbuches 
sowie den abgeleiteten weiteren 
Verordnungen. 

Auf dem Gebiet der „Hygiene-
anforderungen“ haben Experten 
des Deutschen Instituts für Nor-
mung e.V. eine Vielzahl von DIN-
Normen erarbeitet, die das Ziel 
haben, Anforderungen im Bereich 
der Lebensmittelsicherheit kon-
kret darzulegen und eine gute 
„Hygienepraxis“ sicherzustellen. 
Die DIN-Normen basieren auf 
den aktuellen Ergebnissen von 
Wissenschaft, Technik und Erfah-
rung und stehen jedem zur An-
wendung frei. DIN-Normen sind 
Empfehlungen und können ange-
wendet werden. Verbindlichkeit 
erhalten die Normen erst, wenn 
auf sie Bezug genommen wird, 
etwa in Gesetzen, Verordnungen 
oder Verträgen.

Die erst gerade veröffentlich-
te 5. Auflage des umfangreichen 
DIN-Taschenbuchs 280/1 „Lebens-
mittelsicherheit, Hygieneanfor-
derungen“ bietet einen einfachen 
Zugang zu sämtlichen relevanten 
DIN-Normen aus diesem Fach- 
bzw. Anwendungsgebiet. Aus 
dem Inhalt: Allgemeine Hygie-
neanforderungen an Nahrungs-
mittelmaschinen, Bedingungen 
für die Rückverfolgbarkeit in der 
Futter- und Lebensmittelkette, As-
pekte zur Hygieneschulung des 

Sichere Lebensmittel
Das Buch „Das Ende der Anti-
biotika – Sieg der Bakterien über 
ein Allheilmittel“ von Rinke van 
den Brink ist 2013 in den Nieder-
landen veröffentlicht worden und 
seit 2015 auch in einer erweiter-
ten deutschen Fassung erhältlich. 
Das Vorwort schrieb der Mikro-
biologe und Virologe Alexander 
W. Friedrich, der es umfänglich 
mit aktuellem Wissen ergänzt 
hat. Mit einem Umfang von über 
600 Seiten ist das – 4,5 cm dicke – 
Werk in 12 Kapitel gegliedert, die 
das Multiresistenzproblem aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln 
beleuchten. Graphiken wird man 
nicht finden, dafür aber vielfältige 
Anmerkungen und nützliche In-
ternetlinks bzw. Quellenangaben.

Van den Brink hat zusammen 
mit Alexander W. Friedrich ein 
vielschichtiges Bild der derzeiti-
gen Lage gezeichnet und zeigt ne-
ben den Ursachen auch konkrete 
Ausbruchsbeispiele und deren 
Management. Die Botschaft ist 
wirklich beunruhigend und soll 
es auch sein. 

Migration  
und Behinderung 
Neu auf dem Buchmarkt ist 
eine Veröffentlichung aus dem 
Schweizer Seismo Verlag, die sich 
mit dem Thema „Migration und 
Behinderung“ beschäftigt. Sie 
bekommt aufgrund der ange-
strebten Integration von Flücht-
lingen in Deutschland derzeit 
eine besondere Bedeutung. Die 
Veröffentlichung setzt sich wis-
senschaftlich auseinander mit 
den „Merkmalen des Anders-
seins“ und der möglichen Diskri-
minierung und beleuchtet aus 
einem interdisziplinären Blick-
winkel die Arbeit mit Behinder-
ten, die zudem einen Migrations-
hintergrund haben.
Einblicke in die Lebenswelt von 
drei Menschen mit einer kogniti-
ven Beeinträchtigung und Migra-
tionserfahrung gibt der zugehö-
rige Film „Dort ist hier“, der als CD 
dem Buch beiliegt. Das Buch leis-
tet einen Beitrag zur praktischen 
Arbeit mit diesen Behinderten im 
Gesundheits- und Sozialbereich. 
Es ist nicht ganz einfach zu lesen, 
enthält aber interessante Aspek-
te zu einem bisher kaum beach-
teten Thema.

Dagmar Domenig, Dagmar; Cat-
tacin, Sandro; Radu, Irina (Hrsg.) 
Vielfältig anders sein – Migra-
tion und Behinderung. 
(Zuzügl. DVD mit dem Film „Dort 
ist hier“).
Zürich: Seismo Verlag 2015, 
172 S., 29,00 EUR (Reihe „Teilhabe 
und Verschiedenheit“) 
ISBN 978-3-03777-144-0

Siegen die Bakterien?
Personals sowie zur Reinigung 
und Desinfektion. Weitere Gebie-
te sind: Schädlingsbekämpfung, 
Arbeitsbekleidung, geeignete 
Temperaturen für Lebensmittel, 
automatische Melkverfahren, 
Außer-Haus-Verpflegung u.a. Die 
DIN-Normen sind in den Origi-
nalfassungen abgedruckt und auf 
das Format A5 verkleinert. Am 
Ende des Werkes befinden sich 
ein DIN-Nummernverzeichnis 
und ein Stichwortverzeichnis, 
das dem Suchenden ein schnelles 
Auffinden einer Norm ermög-
licht. Die Normensammlung ist 
eine praktische Hilfestellung für 
die Verantwortlichen in der Le-
bensmittelwirtschaft, sie bietet 
aber auch den Fachleuten in den 
Kontrollbehörden eine wichtige 
Informationsquelle über aktuelle 
wissenschaftlich fundierte Stan-
dards. Der stolze Preis von 212 
Euro wird möglicherweise vom 
Kauf des Werkes abschrecken. 
Das Buch ist sein Geld aber defi-
nitiv wert.

Petra Münstedt

DIN-Taschenbuch 280/1:
Lebensmittelsicherheit. Hygie-
neanforderungen.
5. Auflage. Stand der abgedruck-
ten Normen: November 2014.
Hrsg. DIN Deutsches Institut für 
Normung e. V.
Berlin u.a.: Beuth Verlag 2015, 
863 S., 212,00 EUR (als E-Book 
212,00 EUR, Kombi 275,60 EUR)
ISBN 978-3-410-24180-5

Internet-Tipp

@Thema: Flüchtlinge und Asylsuchende
Das Deutsche Institut für Urbanistik hat einen hilfreichen Online-Wegwei-
ser für Kommunen erstellt, der auf 34 Seiten Links zum Thema „Flüchtlin-
ge und Asylsuchende“ gibt. Die Veröffentlichung ist als Online-Publikati-
on konzipiert, damit eine fortlaufende Aktualisierung schnell möglich ist 
und umgehend auf Veränderungen reagiert werden kann. Die Links sind 
interessant für die Arbeit der Fachämter in den Kommunen, aber auch für 
Bürger, die sich über die Aktivitäten der Kommunen unterrichten wollen. 
Daneben gibt es Links zu Informationen, die die Kommunen für Flüchtlin-
ge und Asylsuchende bereitstellen.
Die jeweils aktuelle Version ist unter folgender Internet-Adresse abrufbar: 
www.difu.de/fluechtlinge/online-wegweiser

Als die erste Penicillintherapie 
1944 mit unglaublichem Erfolg 
großflächig zum Einsatz kam 
und nach und nach weitere Sub-
stanzgruppen entwickelt wurden, 
glaubte man noch an ein Wun-
dermittel und wähnte die patho-
genen Mikroben bereits endgül-
tig besiegt. Dauerhafte Heilung 
schien am Horizont sichtbar. 
Dabei hatte Alexander Fleming 
bereits in seiner Dankesrede an-
lässlich des Nobelpreises vor der 
Entstehung von Resistenzen ge-
gen sein Wundermittel dringlich 
gewarnt. „Es ist nicht schwierig, 
Bakterien im Labor gegen Peni-
cillin resistent zu machen, indem 
man sie Dosierungen aussetzt, die 
zu niedrig sind, um sie abzutöten. 
Es mag eine Zeit kommen, in der 
jeder Penicillin im Laden um die 
Ecke kaufen kann. Dann besteht 

die Gefahr, dass Menschen durch 
Unwissenheit eine zu niedrige 
Dosierung einnehmen und da-
durch die Bakterien, an denen Sie 
leiden, resistent machen, weil die 
zu niedrige Dosierung sie nicht 
abtötet.“

Was würde Fleming wohl an-
gesichts der aktuell vorliegenden 
Zustände sagen? Heute gibt es in 
manchen bevölkerungsreichen 
Entwicklungsländern genau die-
se Läden statt Ärzte. Hier kann 
man sich im Krankheitsfall selbst 
mit wenigen Tabletten eines Anti-
biotikums versorgen, ohne Rezept 
und ärztliche Diagnose, während 
zeitgleich nicht einmal der Zu-
gang zu Toi letten für Jedermann 
besteht, geschweige denn ausrei-
chend vorhandene Kläranlagen. 
Durch Flugverkehr und Medizin-
tourismus werden die entstande-
nen Keime weltweit übertragen. 
Darüber hinaus hat die Gier nach 
billigem Fleisch dazu geführt, die 
wirtschaftlichen Vorteile beim 
prophylaktischen Einsatz der 
Wunderwaffe nun gar als Wachs-
tumsförderer (mittlerweile verbo-
ten) und Unterstützer der Mas-
sentierhaltung zu nutzen. Leider 
wurden hierzu auch Antibiotika, 
die in der Humanmedizin benö-
tigt werden, eingesetzt. 

Sorglos und unverantwortlich 
wurden Antibiotika bei Mensch 
und Tier oft sogar nur aus wirt-
schaftlichen Gründen mit falscher 
Indikation angewendet. Das führ-
te durch Gülle und Abwässer zu 
einem Eintrag in die Umwelt und 
einer daraus folgenden  niedrig-
dosierten Kontaminierung von 
Trinkwasser und Nahrungsmit-
teln. Leider fungieren auch Klär-
anlagen als eine Art Bioreaktoren, 
in denen der Transfer von Resis-
tenzgenen möglich ist. Deshalb 
muss heute darüber nachgedacht 
werden, ob zur Besiedelung mit 
multiresistenten Erregern allein 
ein Krankenhausaufenthalt ge-
nügt oder ob der Verzehr von 
„Hühnerburgern“, Döner mit 
Fleisch aus aller Welt oder gar der 
Genuss von Gemüse oder Salat 
aus Freiland-Kultur diesen poten-
ziell bedrohlichen Zustand her-
beigeführt haben. Gleichzeitig hat 
die Gewöhnung an die Wirksam-
keit der „Wunderwaffe“ auch zu 
einem Verzicht auf Basishygiene 
geführt, z.B. durch Sorglosigkeit 
bei gleichzeitigem Personalman-
gel, Stellenreduzierung der Mik-
robiologen und Hygieniker und 
durch eine allgemeine Unwissen-
heit zu hygienischem Verhalten. 
Darüber hinaus fehlt auch noch 
die Entwicklung neuer Antibio-
tikaklassen. Weil Antibiotika nur 
kurz eingesetzt werden, idealer-

weise zur Heilung führen und re-
striktiv verwendet werden sollen, 
ist die Neuentwicklung für die 
Industrie und die Aktionäre wirt-
schaftlich nicht mehr interessant.

Schon wird die Vereinfachung 
klinischer Studien, Lockerung 
der Zulassungsvorschriften, Har-
monisierung europäischer und 
amerikanischer Vorschriften und 
sogar die Finanzierung durch die 
Europäische Kommission gefor-
dert.

Rinke van den Brink, einer der 
bekanntesten Medizinjourna-
listen in den Niederlanden, hat 
für sein Buch „Das Ende der An-
tibiotika“ einen aufrüttelnden, 
Angst machenden Titel gewählt. 
Das Buch richtet sich mit seiner 
beunruhigenden Botschaft an 
die Allgemeinheit. „Die unver-
antwortliche Anwendung von 
Antibiotika – und deshalb auch 
die Antibiotikaresistenz – ist ein 
vielköpfiges Monster“ so schreibt 
er. „Und alle diese Köpfe müssen 
anders bekämpft werden.“ Da-
her sind Mediziner, Patienten, 
Bürger, Journalisten, Ökonomen, 
Manager, Geschäftsführer, Inte-
ressierte und Träger von Verant-
wortung angesprochen. Das Buch 
ist notwendig, um ein flächende-
ckendes Problembewusstsein für 
eine, mittels unserer Sinnesor-
gane, nicht fassbaren Gefahr zu 
wecken. Es zeigt auf der anderen 
Seite Lösungsstrategien und Maß-
nahmen auf, die angesichts der 
Komplexität des biologischen Sys-
tems durch konzertierte gemein-
same Anstrengungen zum Erfolg 
führen können bzw. auch eine 
Verbesserung erzeugen konnten. 
Die Zeit drängt.

Als Beispiel sei die Arbeit des 
EurSafety Health-net genannt, 
deren Finanzierung leider 2015 
auslief. Das Projekt wird jetzt als 
Stiftung fortgeführt und erhält 
acht Euro vom Erlös des Buches. 
Der Entstehung dieses grenzüber-
schreitenden Projektes mit dem 
daraus resultierenden besonde-
ren Benefit wird ein ganzes Ka-
pitel gewidmet. Die langjährigen 
Erfahrungen aus dieser länder-
übergreifenden Zusammenar-
beit können auch den Ärzten im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst, 
welche mit Hygiene, Infektions-
schutz und dem Aufbau und Be-
treiben von MRE-Netzwerken 
befasst sind, wertvolle Hinweise 
geben. Das Werk ist aktuell und 
bietet außerdem viele Links zum 
Vertiefen und Nachvollziehen der 
Aussagen. Das tröstet über den 
Umfang, die manchmal sperrigen 
Formulierungen und die teilweise 
Zahlenlastigkeit hinweg. Fazit: 
Lesenswert!

Anette Georgens
a.georgens@Kreis-Germersheim.de

van den Brink, Rinke
Das Ende der Antibiotika. Sieg 
der Bakterien über ein Allheilmit-
tel.
Mit einem Vorwort von Alex W. 
Friedrich. Aus d. Niederl. übers. 
von Siegfried Armbruster.
Norderstedt: Verlag BoD – Books 
on Demand 2015, 648 S., 
29,90 EUR
(auch als E-Book erhältlich)
ISBN 978-3-7386-0807-6
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Richtig bestimmen –  
wirksam bekämpfen 

Reker, Martin
Umgang mit alkoholabhängi-
gen Patienten.
Köln: Psychiatrie-Verlag 2015, 
144 S., 16,95 EUR
ISBN 978-3-88414-584-5

Gromann, Petra (Hrsg.)
Teilhabeorientierte Steuerung 
sozialpsychiatrischer Hilfen.
Köln: Psychiatrie-Verlag 2015, 
176 S., 29,95 EUR
(Fuldaer Schriften zur Gemein-
depsychiatrie)
ISBN 978-3-88414-646-0

Borgs-Laufs, Michael u. a. (Hrsg.)
Gutachtliche Stellungnahmen 
in der Sozialen Arbeit.
Weinheim: Beltz/Juventa Verlag 
2016, 380 S., 39,95 EUR
(Reihe: Grundlagentexte Sozio-
logie)
ISBN 978-3-7799-2354-1

Eichenlaub, Carolin; 
Wallis, Beatrice (Hrsg.)
Neu in der Fremde. Von Men-
schen, die ihre Heimat verlassen.
Weinheim: Beltz/Juventa 2016, 
212 S., 16,95 EUR
ISBN 978-3-407-82133-1

Huber, Berthold (Hrsg.)
AufenthG. Kommentar. Aufent-
haltsgesetz mit Freizügigkeitsge-
setz/EU, ARB 1/80 und Qualifika-
tionsrichtlinie. 2. Auflage.
München: Beck Juristischer Ver-
lag 2016, ca.1000 S., 98,00 EUR 
ISBN 978-3-406-65231-8

Kramer, Axel (Hrsg.)
Krankenhaus- und Praxishy-
giene. Hygienemanagement 
und Infektionsprävention in 
medizinischen und sozialen 
Einrichtungen. Mit Zugang zum 
Elsevier-Portal.
München: Elsevier Verlag 2016, 
864 S., 189,99 EUR
ISBN 978-3-437-22312-9

Die VDI 6022 ist seit 1998 ein be-
währtes technisches Regelwerk, 
das zur Qualitätssicherung und 
Verbesserung der Innenraumluft 
beiträgt. In regelmäßigen Ab-
ständen bietet die Akademie für 
öffentliches Gesundheitswesen in 
Düsseldorf zweitägige Schulun-
gen zur Richtlinienreihe VDI 6022 
„Raumlufttechnik, Raumluftqua-
lität“ an, die sich an die verant-
wortlichen Beschäftigten in den 
Gesundheitsämtern richten und 
die die zentralen Inhalte dieser 
VDI-Richtlinie vermitteln.

Man weiß inzwischen, dass der 
Mensch sich zu rund 80 Prozent 
seiner Zeit in Innenräumen auf-
hält. Um die menschliche Gesund-
heit und die Leistungsfähigkeit zu 
erhalten, ist es deshalb von beson-
derer Bedeutung, dass die Luft in 
Gebäuden frei von Schadstoffen 
und mikrobiologischen Belastun-
gen ist und das Klima behaglich 
ist. 

Der Kommentar stellt neben 
den rechtlichen und normativen 
Anforderungen auch die notwen-
digen Kenntnisse aus Medizin 

VDI 6022: Luftqualität in Innenräumen Überwachung von Solarien
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und Mikrobiologie übersichtlich 
dar. Fehler, die bei der Planung 
einer RLT-Anlage gemacht wer-
den, sind im Betrieb kaum mehr 
korrigierbar. Deshalb ist der Teil, 
der die Grundsätze in der hygi-
enegerechten Planung, Herstel-
lung, Erstellung und Betrieb von 
Gebäuden, RLT-Anlagen und 
RLT-Geräten darstellt, besonders 
wichtig. Nach der Erstellung wer-
den die Anlagen messtechnisch 
validiert, um festzustellen, ob die 
thermische Behaglichkeit und die 
Raumluftqualität der Planung 
entsprechen. Die dafür benötig-
ten Messgeräte und -verfahren 

sind ausführlich beschrieben und 
mit Abbildungen versehen. Die 
Gesundheitsämter werden oft erst 
hinzugezogen, wenn die Luft-
qualität schlecht ist und die Men-
schen Beschwerden äußern, die 
sie mit der Raumluftqualität in 
Verbindung bringen. Im Kapitel 
„Erkennen von hygienischen Be-
lastungen in RLT-Anlagen, RLT-
Geräten und Aufenthaltsräumen“ 
werden Hilfestellungen zur Ursa-
chenfindung gegeben und hygie-
nische Schwachstellen aufgezeigt.

Insgesamt ist der Kommentar 
ein sehr empfehlenswertes, fach-
lich hochwertiges und übersicht-
liches Arbeitsbuch mit vielen 
Abbildungen und Fotos für das 
Fachpersonal der Gesundheits-
ämter, für Architekten, Planer, 
Hersteller, Anlagenbauer und Ge-
bäudemanager und -betreiber.

Andrea Quenzer
quenzer@akademie-oegw.de

Keune, Achim u.a.
Innenraumluftqualität und 
Hygieneanforderungen an die 
Raumlufttechnik in Gebäuden. 
Kommentar zu VDI 6022. 
2. überarb. und erw. Auflage.
Berlin: Beuth Verlag 2015, 412 S., 
94,00 EUR (auch als E-Book)
ISBN 978-3-410-24835-4

Ein Befall durch Schaben, Spin-
nen, Fliegen oder Nagetiere kann 
in der Lebensmittelindustrie, im 
Handel, in der Gastronomie und 
im Transportwesen, aber auch 
in der Gemein-
schaftsverpfle-
gung, z. B. im 
K ra n ke n h au s, 
Altenheim und 
Schulbetrieb, ei-
nen erheblichen 
wirtschaftlichen 
Schaden verur-
sachen. Ganz 
abgesehen von 
den Gesund-
heitsgefahren, 
die für den 
Ko n s u m e nt e n 
bestehen durch 
eine Infektion 
mit Krankheitserregern nach ei-
nem verdorbenen Essen. Trotz 
eines inzwischen hohen Hygie-
nestandards werden Schädlinge 
in „hygienesensiblen“ Bereichen 
immer ein Problem darstellen. Al-
lerdings muss für eine wirkungs-
volle Schädlingsbekämpfung der 
unerwünschte „Störenfried“ erst 
einmal richtig erkannt werden. 

Hierbei kann das gerade her-
ausgekommene praktische Werk 
„Schädlinge. Erkennen – Bestim-
men – Bekämpfen“ eine gute 
Hilfe leisten. Der sogenannte 
„Schädlingsfächer“ zeigt Fotogra-
fien zu den 50 häufigsten Schäd-
lingen, ist systematisch gruppiert 
und beschreibt einheitlich das 
Aussehen, die Lebensweise, die 
Nahrung, das Schadpotential und 
die Entwicklung der betreffenden 

Zum Gesundheitsschutz der Be-
völkerung und vor allem der 
Minderjährigen vor schädlicher 
UV-Strahlung hat der Bundesge-
setzgeber 2009 das „Gesetz zum 
Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung bei der Anwendung am 
Menschen“ (NiSG) erlassen. Seit 
dem 1. Januar 2012 ist die zugehö-
rige „Verordnung zum Schutz vor 
schädlichen Wirkungen künst-
licher ultravioletter Strahlung“ 
(UV-Schutzverordnung (UVSV) 
in Kraft. In Niedersachsen wurde 
ab 2014 durch eine Änderung des 
„Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst“ die strahlen-
schutztechnische Überwachung 
direkt den Gesundheitsämtern als 
Aufgabe übertragen. Kontrolliert 
werden sollen insbesondere die 
geräte- und nutzungsbezogenen 
Anforderungen an Solarien, das 
Personal und dessen Qualifizie-
rung, die Betriebszeiten sowie die 
Informations- und Dokumenta-
tionspflichten der Solarienbetrei-
ber.

Im Land Brandenburg ist das 
Landesamt für Arbeitsschutz für 
den Vollzug des NiSG und der 
UVSV zuständig. Im Jahr 2014 
führte es ein Fachprojekt durch, 
das feststellen wollte, ob diese 
Anforderungen von den Betrei-
bern auch umgesetzt werden. Ins-
gesamt wurden 91 Betriebsstätten 
und 320 UV-Bestrahlungsgeräte 
kontrolliert. Um einen realisti-
schen Eindruck von der Umset-

zung der rechtlichen Anforderun-
gen zu bekommen, geschah die 
Überprüfung der Betriebsstätten, 
unangekündigt. Anschließend 
wurde eine Zuordnung in Män-
gelklassen vorgenommen. So 
konnten bei 60 Besichtigungen 
1.300 Mängel dokumentiert wer-
den: 38 % waren Mängel im Be-
reich der Informationspflichten, 
22 % bezogen sich auf die feh-
lende individuelle Beratung der 
Kunden, 11 % der Verstöße lagen 
im Bereich der Gerätetechnik und 
der technischen Schutzmaßnah-
men und 4 % entfielen auf Mängel 
in der Kategorie „Wartung und 
Prüfung nach Herstelleranga-
ben“. Aufgrund der Daten konn-
te festgestellt werden, dass der 
Umsetzungsgrad der Regelungen 
unzureichend ist. Das Landesamt 
für Arbeitsschutz in Brandenburg 
sieht darum auch weiterhin einen 
hohen Bedarf, die Überwachung 
der Solarien und Sonnenstudios 
fortzuführen.

Mün

Bei Interesse an dem ausführli-
chen Bericht „Überprüfung von 
Solarien“ (33 Seiten) wenden Sie 
sich bitte an:
Dipl.-Ing. Marian Mischke 
Landesamt für Arbeitsschutz
Postfach 90 02 36
14478 Potsdam
E-Mail: Marian.Mischke@LAS.
Brandenburg.de

Neue Bücher

Schädlinge sowie deren Nachweis 
und Bekämpfung und gibt Hin-
weise zur künftigen Prävention. 
Sehr nützlich ist auch das Glossar 
am Ende, das Fachbegriffe kurz 

und verständlich 
erläutert.

Durch die au-
ßergewöhnliche 
Fächerform des 
Werkes können 
gleichzeitig meh-
rere Schädlinge 
betrachtet und 
miteinander ver-
glichen werden, 
wodurch das 
Id e n t i f i z i e r e n 
der vielgestalti-
gen Schädlinge, 
Nützlinge und 
Lästlinge sehr 

erleichtert wird. Im Bereich der 
Lebensmittelkontrolle wird die-
ser handliche „Schädlingsfächer“ 
zweifellos gute Dienste leisten, sei 
es bei der sicheren Erkennung von 
Schädlingen, bei der Beratung 
und dem vorbeugenden Schutz 
sowie der Einleitung von geziel-
ten Schädlingsbekämpfungsmaß-
nahmen.

Petra Münstedt

Pospischil, Reiner, Pospischil, 
Kerstin; Pospischil, Urs
Schädlinge. Erkennen – Bestim-
men – Bekämpfen.
Hamburg: Behr’s Verlag 2015, 
108 S., 32,05 EUR
(in Fächerform)
ISBN 978-3-95468-260-7
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Wer erinnert sich nicht? Vor fast einem Jahr, am 24. März 2015, stürzte die Ger-
manwings-Maschine auf dem Flug von Barcelona nach Düsseldorf über den 
französischen Alpen ab. Der Copilot, der an einer schweren Depression litt, 
hatte den Absturz bewusst herbeigeführt. Keiner der 144 Passagiere und sechs 
Besatzmitglieder an Bord überlebte. Eine furchtbare Nachricht für die warten-
den Angehörigen am Düsseldorfer Flughafen. Die Medien meldeten, dass 
sich sogleich Notfallseelsorger um diese Angehörigen kümmerten. Psycholo-
gisch ausgebildete Helfer werden bei schweren Unglücksfällen, so genannten 
„Großschadenslagen“, stets hinzugezogen. Was unzweifelhaft wichtig ist und 
selbstverständlich erscheint, bedarf allerdings der Vorbereitung und Koordi-
nation.

Was heißt das genau? Wie ist die 
Psychosoziale Notfallversorgung 
(PSNV), so der Fachbegriff, eigent-
lich organisiert? Welche Planun-
gen und Abstimmungen sind not-
wendig, um sie sofort zielgerichtet 
abrufen zu können? Und was um-
fasst die Hilfe? Danach gefragt, lä-
chelt Sabine Rau, leitende Notfall-
psychologin am Gesundheitsamt 
Düsseldorf. Sie war am 24. März 
2015 als Koordinatorin der PSNV 
in Düsseldorf vor Ort und hat die 
verzweifelten Angehörigen mit 
betreut. Es sei, sagt sie nachdenk-
lich, eine merkwürdige Koinzi-
denz gewesen, dass am Morgen 
des Germanwings-Unglücks ge-
rade das gemeinsam erarbeite-
te Konzept zur Psychosozialen 
Notfallversorgung von allen auf 
diesem Gebiet tätigen Düsseldor-
fer Organisationen (Gesundheits-
amt, Feuerwehr, Notfallseelsorge, 
Hilfsorganisationen, Polizei, Wei-
ßer Ring u.a.) unterzeichnet wor-
den war, als die Nachricht vom 
Absturz des Flugs 4U9525 eintraf. 
Für sie und ihr fünfköpfiges Team 
aus Mitarbeitern des Gesund-
heitsamtes und der Feuerwehr in 
24 Stunden-Rufbereitschaft hieß 
das: sofortiger Einsatz. Von der 
feierlichen Unterzeichnung des 
PSNV-Konzeptes in der Leitstelle 
der Feuerwehr ging es also direkt 
zum Rhein-Ruhr-Flughafen. 

Dort erwarteten das Team der 
leitenden Notfallpsychologin be-
reits Mitarbeiter des Flughafen 
Care Teams und des SAT-Teams 
(Special Assistance Team) der 
Lufthansa. Auch das PSNV-Team 
der Flughafenfeuerwehr und die 
Notfallseelsorge waren zur Stelle, 
um im geschützten VIP-Bereich 
die Betreuung der Angehörigen 
zu übernehmen. „Das Gute in sol-
chen Momenten ist: Wir kennen 
uns aus dem PSNV-Netzwerk und 
der gemeinsamen Konzeptarbeit, 
haben gemeinsame Einsatzerfah-
rung. Auch die Rahmenbedin-
gungen für die Betreuung am 
Flughafen sind uns bekannt. Es 
treffen bekannte Personen aufei-
nander, so arbeiten wir Hand in 
Hand“, meint Sabine Rau.

Schützen, informieren und 
unterstützen
Die Helfer – ihr Erkennungszei-
chen sind lila Westen mit entspre-
chendem Aufdruck – wissen, was 
in solch schweren Momenten, in 
denen Menschen laut weinen oder 
einfach nur ganz still werden, das 
Wichtigste ist: als Ansprechpart-

„Wenn das Erlebte  
zu schrecklich ist …“

Psychosoziale Notfallversorgung (PSNV)

ner unaufdringlich präsent sein, 
Sicherheit und Schutz vermitteln, 
informieren und bei alltagsprakti-
schen Dingen unterstützen, wenn 
dies gewünscht wird. Die Kunst 
sei es, vor allem zu spüren, wenn 
es keinen Auftrag gebe und sich 
dann auch zurückzuziehen. Zu 
einem anderen Zeitpunkt könne 
eine weitere Beratung aber durch-
aus noch hilfreich werden. Die 
Betroffenen suchten dann auch 
von sich aus den Kontakt zu den 
PSNV-Mitarbeitern. Die Erfah-
rungen nach dem Germanwings-
Absturz bestätigen das. Es habe 
einen sehr unterschiedlichen Be-
darf gegeben, resümiert Sabine 
Rau. In den darauffolgenden Ta-
gen jedenfalls stand das Telefon 
nicht still. Aufgrund der verteil-
ten Karten mit den Kontaktnum-
mern erhielt ihr Team viele Nach-
fragen. Nicht nur aus Düsseldorf, 
sondern aus ganz Deutschland. 
Die Angehörigen der Absturzop-
fer kamen natürlich nicht alle aus 
Düsseldorf. „Das haben wir etwas 
unterschätzt“, meint die Notfall-
psychologin heute, „in Düsseldorf 
kennen wir uns mit der Versor-
gungssituation gut aus, sind ver-
netzt und wissen, wo wir schnel-
le Unterstützung bei der Suche 
beispielsweise nach geeigneten 
Therapieplätzen finden.“ Auch 
die Vernetzung mit den benach-
barten Kommunen funktioniere 
und habe sich schon bei der Love 
Parade in Duisburg bewährt. Nun 
aber hätten sie in einem deutlich 
größeren Umkreis recherchieren 
müssen: Wo gibt es über NRW 
hin aus Trauma-Ambulanzen? 
Wie sieht es dort mit fremdspra-
chigen therapeutischen Hilfen 
aus? Und wie finde ich schnell 
einen Therapieplatz? Insgesamt 
ist sie aber überzeugt, dass es 
ihnen gelungen ist, Hilfe zu ver-
mitteln, wo sie dringend nötig 

benötigt wurde. Ziel der PSNV ist 
es ja, durch frühzeitige Interven-
tion schwere psychosoziale Belas-
tungsfolgen zu vermeiden. 

Koordination PSNV:  
in Düsseldorf eine  
kommunale Aufgabe
Zum Glück passieren spektakulä-
re Unglücksfälle wie der des Ger-
manwings-Absturzes nicht jeden 
Tag. Durchschnittlich hätten sie 
es, so Sabine Rau, mit drei großen 
Ereignissen pro Jahr zu tun. Als 
Regel gilt: Bei psychisch belasten-
den Ereignissen mit mehr als fünf 
Beteiligten wird die leitende Not-
fallpsychologin zur Koordination 
und/oder Durchführung der Psy-
chosozialen Notfallversorgung 
alarmiert und sie entscheidet 
dann, wer welche Aufgaben über-

nimmt. Das von allen Beteiligten 
unterzeichnete PSNV-Konzept 
– es basiert auf den Ergebnissen 
der Konsensuskonferenz des Bun-
desamtes für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe – dient da-
bei als Leitlinie der gemeinsamen 
Arbeit. Es legt u. a. fest, dass die 
Mitwirkenden sich regelmäßig 
treffen, ihr Vorgehen planen und 
Einsatzerlebnisse reflektieren. 

Koordinierungsstelle  
auch am Gesundheitsamt 
Frankfurt/Main
Dass in Düsseldorf, einer Groß-
stadt mit internationalem Flug-
hafen, die Koordination der 
Notfall-Hilfe bei großen Scha-
densereignissen als kommuna-
le Aufgabe definiert ist – beide 
Funktionen, die des Leitenden 

Notarztes und die der Leitenden 
Notfallpsychologin sind beim Ge-
sundheitsamt angedockt –, war 
eine Entscheidung der Politik und 
kommt nicht von ungefähr. Bei 
Großveranstaltungen wie Fuß-
ball-WM, Kirchen- und Jugendta-
gen braucht es Strukturen für den 
Notfall und die Einbeziehung des 
ÖGD bietet sich hier an. Auch am 
Gesundheitsamt der Stadt Frank-
furt am Main gibt es seit 2012 eine 
ständige Koordinierungsstelle 
Psychosoziale Notfallversorgung. 
Für Thomas Götz, Psychiater am 
Frankfurter Gesundheitsamt, ist 
diese Entscheidung nur folgerich-
tig, denn Koordination und Net-
working seien zentrale Aufgaben 
von New Public Health.

Ellen Steinbach

Frau Helmerichs, was waren die 
wichtigsten Schritte, die Sie am 24. 
März eingeleitet haben?
Gemeinsam mit meinem Team 
habe ich unmittelbar nach Absturz 
der Germanwings-Maschine mei-
ne Arbeit aufgenommen. Zu den 
ersten Schritten gehört in solchen 
Einsätzen immer die Kontaktauf-
nahme zu anderen involvierten Be-
hörden wie zum Auswärtigen Amt 
und dem Bundeskriminalamt. Bei 
Flugzeugunglücken besteht eine 
besondere Herausforderung darin, 
rasch Kontakt zur Fluggesellschaft 
und zum betroffenen Zielflugha-
fen herzustellen, um die psychoso-
ziale Betreuung der Angehörigen 
so früh wie möglich in der Akut-
phase des Unglücks miteinander 
abzustimmen. Am Zielflughafen 
Düsseldorf haben Sabine Rau und 
ihr Team die Betreuung koordi-
niert (s. nebenstehenden Bericht). 
Da sich unter den Opfern fast eine 
ganze Schulklasse aus Haltern am 
See befand, haben wir darüber 
hinaus gezielt verschiedene PSNV-
Kooperationspartner in der dorti-
gen Region angesprochen. Später 
ging es darum, für die Reise vieler 
Angehöriger an den Unglücksort 
in Frankreich – in Abstimmung 
mit dem französischen Zivilschutz 
– Begleitung und Betreuung zu or-
ganisieren. Ein weiterer wichtiger 
Schritt war die Zusammenarbeit 
mit der Staatskanzlei des Landes 
Nordrhein-Westfalen, die die offizi-
ellen Trauerfeierlichkeiten im Köl-

Jutta Helmerichs ist Leiterin der Koordinierungsstelle Nachsorge, Opfer- und Angehörigenhilfe (NOAH), einer 
Ansprechstelle der Bundesregierung für Bundesbürger, die im Ausland durch schwere Unglücksfälle, Terroran-
schläge oder Katastrophen zu Schaden kommen. Sie hatte beim Absturz der Germanwings-Maschine den Auf-
trag, die behördliche Gesamtkoordination der PSNV an der Schnittstelle Ausland-Inland zu übernehmen. 

ner Dom ausrichtete. Diese sollten 
trotz strenger Protokollvorgaben 
und Medienpräsenz so gestaltet 
werden, dass sie für die Betroffenen 
nicht zu einer zusätzlichen Belas-
tung werden.

Hilfsorganisationen, Wohlfahrtsver-
bände, Kirchen… – sie alle bieten 
Psychosoziale Notfallversorgung an. 
Wie funktioniert die Zusammenar-
beit?
Die Erfahrung zeigt, dass Betroffene 
einer Katastrophe vielfältige, un-
übersichtliche und leider auch frag-
würdige PSNV-Angebote erhalten. 
Unsere Symposien zur Qualitäts-
sicherung in der PSNV sollen dem 
entgegenwirken. Das Konsensus-
papier aus dem Jahr 2010 (s. www.
bbk.bund.de) ist ein Ergebnis dieser 
regelmäßigen Treffen aller Organi-
sationen und Institutionen, die die 
PSNV in Deutschland verantworten, 
anbieten und durchführen.

Auf Ihrem Symposium zur PSNV am 
11. November letzten Jahres in Bonn 
fiel immer wieder der Begriff „less-
ons learned“. Welche Lektionen ha-
ben Sie gelernt? 
Bezogen auf den Germanwings-
Einsatz: dass die Entwicklung von 
Qualitätsstandards der Psychosozi-
alen Notfallversorgung noch besser 
mit der Entwicklung internationaler 
Guidelines, insbesondere mit eu-
ropäischen Leitlinien, abgestimmt 
werden muss.

Welche Rolle könnte der öffent-
liche Gesundheitsdienst Ihrer 
Meinung nach im Rahmen der 
Psychosozialen Notfallversorgung 
übernehmen? 
Der öffentliche Gesundheitsdienst 
bildet eine wichtige Schnittstelle 
vom Übergang von der psychoso-
zialen Akuthilfe in die mittel- und 
längerfristige Versorgung. Hier 
sind die psychosoziale Fachkunde 
und das regionale und überregi-
onale Netzwerkwissen innerhalb 
des ÖGD sehr wichtig, um eine 
bedarfsgerechte Vermittlung von 
Hilfen für die Betroffenen sicherzu-
stellen. Aber auch als fachkundiger 
Hintergrunddienst in der Akutpha-
se einer komplexen Gefahren- und 
Schadenslage ist der ÖGD sehr be-
deutsam. 
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Dr. Sabine Rau, Ltd. Notfallpsycho-
login, Düsseldorf

Dr. Jutta Helmerichs, NOAH, 
Bonn


